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bürgerForum 2011

Das BürgerForum 2011 ist eine initia-
tive des Bundespräsidenten Christian 
Wulff mit der Bertelsmann stiftung und 
der heinz nixdorf stiftung. in 25 städten 
und landkreisen in Deutschland wurden 
jeweils 400 nach einem Zufallsverfahren 
ausgewählte Bürger eingeladen mitzu-
diskutieren. Bundesweit beteiligten sich 
so 10.000 Bürger an der Diskussion.

Die kluft zwischen Wählern und 
gewählten hat sich vergrößert. Deshalb 
ist es wichtig, Brücken zwischen den 
Bürgern und den politisch Verantwort-
lichen zu schlagen und ein gemein-
sames, verantwortliches handeln zu ini-
tiieren. auch die gesellschaft treibt heute 
an vielen stellen auseinander: Davon 
zeugt der gegensatz zwischen Jung und 
alt, die kluft zwischen arm und reich, die 
unzureichende integration von migran-
ten. Wie wollen die menschen in Deutsch-
land vor dem hintergrund dieser heraus-
forderungen künftig zusammenleben?

unter der überschrift „Zukunft braucht 
Zusammenhalt. Vielfalt schafft Chan-
cen.“ haben die teilnehmer zu dieser 
Frage in sechs thematischen ausschüs-
sen gearbeitet (siehe abbildungen unten).

Das ergebnis des BürgerForums 2011 
sind 25 regionale BürgerProgramme, mit 
jeweils einem konkreten Vorschlag zu 
jedem ausschussthema. alle teilnehmer 
wählen außerdem einen der regionalen 
Vorschläge pro thema in ein bundes-
weites BürgerProgramm. am 28. mai 
übergeben sie dieses BürgerProgramm 
an den Bundespräsidenten und stellen 
es der Öffentlichkeit vor.

so wurde der 
Kreis Paderborn
teil des bürgerForums

im herbst 2010 wurden alle landkreise 
in Deutschland, alle kreisfreien städte 
und alle städte mit mehr als 80.000 ein-

wohnern zur mitwirkung am Bürger-
Forum 2011 eingeladen. über 160 städte 
und landkreise hatten sich beworben. 
aus allen Bewerbungen wurden schließ-
lich per losverfahren 25 regionen aus-
gewählt. Der kreis Paderborn war dabei! 

so wurden die teilnehmer 
ausgewählt

Für jeden teilnehmer begann das Bür-
gerForum mit einem anruf. Die 400 Bür-
ger aus Paderborn wurden durch eine 
zufällige stichprobe aus dem telefon-
register ausgewählt und zum Bürger-
Forum eingeladen. Ziel der Zufallsaus-
wahl war, dass die teilnehmer die Vielfalt 
der gesellschaft widerspiegeln und dass 
eine möglichst große Zahl an unter-
schiedlichen meinungen und erfahrun-
gen in die Diskussion und in die Vor-
schläge einfließt.

solidarität und gerechtigkeit Bildung DemografieFamiliäre lebensformen integrationDemokratie und Beteiligung

Bundespräsident Christian Wulff eröffnete das BürgerForum 2011 mit einer Rede 
in Naila im Landkreis Hof. Die Rede wurde live in die anderen 24 Regionen übertragen.

Das BürgerForum 2011 –
ZuKunFt braucht Zusammenhalt. 
VIelFalt schaFFt chancen.
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bürgerForum 2011

Der Weg Zum  
bürgerProgramm

auftaktveranstaltung am 12. märz 2011. 
alle sechs ausschüsse eines regiona-
len BürgerForums kamen hier jeweils 
zusammen. Die mitglieder eines aus-
schusses hatten die gelegenheit, sich 
persönlich kennenzulernen und einen 
ganzen tag lang intensiv zu arbeiten. in 
Diskussionen und abstimmungen in 
kleinen runden traf jeder ausschuss 
erste inhaltliche Festlegungen für das 
BürgerProgramm. unter dem titel „her-
ausforderung“ haben die teilnehmer 
das jeweils größte gesellschaftliche 
Problem oder die wichtigste entwick-

lung in ihrem ausschussthema identifi-
ziert und gemeinsam in wenigen sätzen 
festgehalten. 

in einem zweiten schritt haben sie 
stichpunktartig erste Vorschläge formu-
liert, wie der herausforderung begegnet 
werden kann. 

Zeitgleich nahmen die teilnehmer 
des BürgerForums 2011 in allen regio-
nen die arbeit auf. mit einer rede in  
naila im landkreis hof, die in alle an-
deren regionen übertragen wurde, er-
öffnete Bundespräsident Christian Wulff 
das BürgerForum.

online-diskussion

Die ergebnisse des auftakts nahmen die 
teilnehmer mit in die online-Diskussion. 
innerhalb von zwei Wochen haben sie 
die einzelnen Vorschläge weiter ausgear-
beitet und schließlich per abstimmung in  
jedem ausschuss den überzeugendsten 
Vorschlag ausgewählt. in den folgenden 
drei Wochen der online-Diskussion wur-
de an dem ausgewählten Vorschlag wei-
tergearbeitet. Die teilnehmerinnen und 
teilnehmer haben die Details des Vor-
schlags sowie seine Vor- und nachteile 
diskutiert und schließlich den text for-
muliert, wie er hier im BürgerProgramm 
zu lesen ist. Vier sogenannte online- 
moderatoren haben in dieser Zeit darauf 
geachtet, dass die Diskussion fair und 
sachlich verläuft. 

bürgerredakteure schreiben 
die texte

Wie konnten 60 oder 70 menschen in  
jedem ausschuss an einem gemein- 
samen text schreiben? Die antwort ist: 
nicht jeder arbeitete selbst am text.  
Das Formulieren des Vorschlags über-
nahmen sogenannte Bürgerredakteure. 
sie waren selbst auch teilnehmer des 
BürgerForums, hatten aber eine beson-
dere rolle übernommen. Pro ausschuss 
gab es zwei Bürgerredakteure mit die-
ser verantwortungsvollen aufgabe: alle 
mitglieder eines ausschusses konnten 
kommentare, Änderungen und ergän-
zungen zu einem Vorschlag und zu  
einzelnen textabschnitten machen. Die 
Bürger-redakteure haben dann aus  
diesen kommentaren und anmerkungen 
die zusammenhängenden texte für das 
BürgerProgramm formuliert. 

der tag des bürgerForums

auf einer zweiten Veranstaltung am  
14. mai in allen 25 regionen wurden die  
ergebnisse in Form des vorliegenden 
BürgerProgramms der Öffentlichkeit vor-
gestellt und mit Vertretern von Politik 
und gesellschaft diskutiert. 

meistens treffen sich menschen ent-
weder auf politischen Veranstaltungen 
oder sie diskutieren im internet, häufig 
ohne einander zu kennen. Die Beson-
derheit des BürgerForums ist es, beides 
miteinander zu verbinden: Das Bürger-
Programm ist ein ergebnis, das von den 
teilnehmern sowohl auf Veranstaltungen 
als auch online erarbeitet wurde.

auftakt

Begonnen haben die teilnehmer des 
BürgerForums mit der arbeit auf einer 
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bürgerForum 2011

so Funktioniert  
Die onlIne-PlattForm
Die online-Plattform des BürgerForums 
ist der zentrale arbeitsbereich des Bür-
gerForums. hier arbeiten 10.000 teil-
nehmer gemeinsam an 25 regionalen 
BürgerProgrammen und an einem bun-
desweiten BürgerProgramm. Die teil-
nehmer jedes der 25 regionalen Bürger-
Foren diskutieren zunächst auf einer 
eigenen Plattform unter sich. Für die 
Wahl der Vorschläge in das bundesweite 
BürgerProgramm werden die 25 einzel-
nen Plattformen miteinander vernetzt. 
Die online-Plattform wurde eigens für 
das Projekt entwickelt und enthält eine 
reihe von Funktionen, die den teilneh-
mern ermöglicht, online zu diskutieren  
und gemeinsam an konkreten texten  
zu arbeiten.

gesicht zeigen

Bei der auftaktveranstaltung hatten sich 
viele teilnehmer bereits kennengelernt 
und auch online sollten sie sich, anders 

als bei vielen anderen politischen Dis-
kussionen im internet, nicht anonym 
austauschen. so stehen die teilnehmer 
des BürgerForums mit ihrem namen und 
einem Foto zu ihren Diskussionsbei- 
trägen. eine persönliche nachrichten-
funktion ermöglicht den austausch un-
tereinander auch abseits der inhaltlichen 
Diskussion.
  
Kommentare und anmerkungen

Die arbeit an den gemeinsamen texten 
verläuft nicht in der offenen struktur ei-
nes internet-Forums, in dem alle Beiträ-
ge untereinander erscheinen. Direkt am 
text arbeiten nur die Bürgerredakteure. 
Die anderen teilnehmer schreiben kom-
mentare und anmerkungen dazu, die 
sich direkt auf eine bestimmte textpas-
sage beziehen. auf den ersten Blick un-
gewohnt, ermöglicht diese struktur, dass 
viele menschen gleichzeitig an einem 
text arbeiten. Wurde ein kommentar 

durch den Bürgerredakteur eingearbei-
tet, kann er ihn auf „erledigt“ setzen.  
Damit der Prozess transparent verläuft, 
bleibt der kommentar aber weiterhin ein-
sehbar. 

aufgabenbereich

Den überblick über die geschehnisse 
auf der Plattform behalten die teilneh-
mer in ihrem persönlichen aufgabenbe-
reich. hier erfahren sie schritt für schritt, 
wie die Diskussion sich entwickelt, in 
welcher Form sie mitwirken können und 
ob sie eine persönliche nachricht in ih-
rem Postfach auf der Plattform erhalten 
haben. 

Informationen

im Bereich „information“ werden regel-
mäßig aktuelle artikel zum BürgerForum 
2011 eingestellt, zum Beispiel ankündi-
gungen für Veranstaltungen, erklärun-

gen zu der online-Plattform und eini-
ges mehr. sowohl die teilnehmer als 
auch interessierte gäste können sich 
in diesem Bereich über den Fortgang 
des BürgerForums auf dem laufenden 
halten.

moderation

Damit die online-Diskussion fair und 
sachlich bleibt, braucht es eine mo-
deration. Für das BürgerForum 2011 
wird diese Funktion von eigens dafür  
geschulten online-moderatoren über-
nommen. Die meisten von ihnen waren 
bereits bei einem früheren Bürger- 
Forum als teilnehmer dabei. gegen-
über dem inhalt verhalten sich die  
online-moderatoren neutral – sie be-
werten die ideen und Vorschläge 
nicht, sondern achten nur darauf, dass 
eine ausgewogene Diskussion ent-
stehen kann.

Aktuelle Informationen  
aus dem BürgerForum 

Kommentare und Anmerkungen 
zum Text des BürgerProgramms



10   |   BürgerProgramm Paderborn BürgerProgramm Paderborn   |   11

bürgerForum 2011 

Christoph ahlers | anette albers | salvatore antolino | thomas aulbur | karin Bannas | ralf Beckebans | Bernd Becker | martin 
Becker | Birgit Bedranowsky | kirsten Bergmann | michael Berkenberg | rudolf Beseler | nathalie Birioukov | anne Birkelbach | 
Friedrich-Wilhelm Böhme | Fabian Bokel | Christian Bolte | Yvonne Borgolte | thomas Bornemann | Frank Boß | marita Brall | 
Friedrich Brand | heiner Bredt | gerd Breker | ralf Brese | Claudia Brocke | annegret Brökelmann | ilse Brücke | regina Brucksch 
| manfred Brummel | miriam Brüser | markus Budde | marion Buder | stefan Büker | lorenz Bunse | hermann-Josef Buschmeier 
| andreas Carl | georg Cegla | ibrahim Cicek | ulrich Clement | heiko Closhen | andreas Czorny | horst Danigel | hans gerd 
Danzer | martin Decking | matthias Deter | margret Diehl | lothar Dietrich | meike Dirscherl | renate Dovatov | Franz-Josef 
Driller | anita Driller | maria Dunsche | lothar ebbes | Friederike eckel | karl Dietrich edenfeld | ralf edinger | stefan elit | 
helmut engelke | klaus erhardt | Frank ernesti | gustav-adolf eschmann | Christoph eßmann | Diana Ferrera | slavjana 
Filipova-hillemeier | Bettina Finke | Beate Fischer | anneke Fischer | marcel Freitag | Wilhelmina Fremerey | irmgard 
Frensemeier | Petra Frie | gerd Fromme | Carsten Fuest | manfred Funcke | marlene genske | gabriele genuit-Wetzlar | Dorle 
gerbracht | Viviane golüke | Christoph görtz | Waldemar görzen | michael goutas | Julia groß | andreas gülle | Christian 
halberschmidt | michael halfpap | michael hall | tanja halsband | Berthold haneke | thomas hansen | gerhard hansmeyer | 
melanie hanyssek | sebastian hartung | rainer haupt | sibille heinrichs | Wolfgang hellmich | hartmut hellweg | herbert henke 
| gisela henke | sascha henke | Peter henkst | karsten hentschel | liesel hepers | maja heselhaus | markus heße | rainer 
hilgers | anke hillebrand | rosalind hillebrand | Cordula hoffmeister | tobias höller | ulrike höpping | gabi höschen | Dieter 
hünneke | gerd igelhorst | karl-heinz indlekofer | robert isermann | Verena ising-Volmer | maria Jäger | hans-gerd Jansen | 
Wiebke Jensen | Bastian Jung | elke Jürgens | heinz kamp | thomas h. kampert | herbert kampherm | nikolaj kasdorf | alf 
katzer | Christa kaup | annegret kaup-adämmer | Josef käuper | klaus kauther | eugen keller | andrea kemmerling | gregor 
maria kemper | irmgard kemper | marion keuer | Jacobsen klaus | Frank klausfering | andreas klein | hans-Jürgen klein | 
ludger kleine | Jörg kleine | Bernd klingebiel | klemens klocke | Christina kloppenburg | heinrich kloppenburg | andrea kluthe 
| hans-Joachim knillmann | klaus knoke | Franz Josef koch | manfred koch | ulrich koch | gabriele koch | katlen köchling | 
nicole köhler | hans-Josef köhler | Denis kohlmann | norbert kollek | stephan kömhoff-Paatz | Petra koschorreck-hartmann | 
heribert krane | maria krause | meinolf krawczyk | alfred kretschmer | hannelore krombusch | anne kruse | marion kückmann 
| iris kuhlencord | annette kuhlmann | heinrich kürpick | agnes labudda | susanne lake | Christine lamczick-ernst | Birgitt 
lammert | Jutta lappe | gunhild leber | Werner ledig | ralph legenhausen | rolf leistenschneider | annette lemperle | 
alexandra lendowski | Bernhard liedmann | Dorle link | günter lobin | annette lödige-Wennemaring | Birgit lorenz | elisabeth 
lübbers | melanie lubnau | sascha lüder | margrit lüdtke-Jansing | elisabeth lülfs | sabine lüttenberg | gabi maas-karthaus 
| matthias martini | Beate martsch | angelika mateja | edith mathieu | siegfried mattern | klaus meerkötter | Birgit meier | Christa 
meier-rohde | marita melzer | Charlene menne | marion menz | Birgit merle | elke mersch | hatice mert | markus mertens | 
hagen mewes | Christioph michaelis | Dietrich minnich | raimund morcinkowski | annegret müller | thomas münstermann | 
gerhard muntschick-Wünnemann | horst nachtigal | Johannes näther | alf neuber | georg neuhaus | sylke nevermann-Plaß-
henrich | Carolina niewöhner | ingo niggemeier | klaus noffz | Janine normann | michael nübel | markus olschewski | maria 
orban | ina ord | serge orlow | markus Pahls | Jacek Pawlowski | gerd Peter | ursula Peters | sibylle Petry | Patricia 
Pietsch-meier | Patricia Pietsch-meier | andrea Planz | Johanna Polenz | gabriele Pollak | Cornelia Pongratz | ulrich Ponzel | 

uwe Pöplow | manfred Pötting | Josef Pozny | hans-Joachim Prätsch | rolf Pulsmeyer | Franziska radisch | norbert rapp | anna 
regenbrecht | udo reiher | ruth reimann | lisa reimer | maria reimer | susann reinhold | marion reitz | ina rengel | Corinna 
renger | ulrich restemeyer | ellen riedemann-tuschen | toni rimrod | Florian rittmeier | maria rodehuth-kückmann | Claudia 
rölle | martin rörig | Jochen roß | heinz ruland | Werner ruloffs | meike rüscher | Franz rüther | michael salmen | marcel 
sander | Werner sauerwein | hans-Joachim saxowski | Claudia schade | melanie schaefer | michael schaefers | michael 
schäfer | Johannes schäfers | michael scharlibbe | sven scharnhorst | reinhold schenk | heinz-georg schier | gerhard 
schimke | miriam schittek | Bärbel schlegel | Beatrix schlephorst | martina schlichting | manfred schlichting | Jörg-Peter 
schliephak | karin schlüter-rose | ulla schmid | nelli schmidt | Daniel schmidt | ernst schneegans | reinhard schneider | 
manfred schneider | inez schnelle | Dirk schober | alexander schönbach | michael schonlau | sebastian schrage | torsten 
schreier | Jörn schreyer | kurt schröder | rudolf schubert | erdmuthe schulze-Waltrup | andrea schwarz | marcel schwarz | 
ingrid schwermann | simon schwichtenberg | axel schwob | heike schymiczeck | Julia seel | reinhard seifert | anton sicken | 
Beate siedhoff | Claudia siegel | Jens siekmann | Johann siemens | gerhard sievert | edith sinne | Frido skirde | klaus smigaj 
| Dominik spenner | ralf spieker | Joachim staeck | regina steinhoff | rita steins | lena steuer | Wilfried sticht | michael 
stickling | Franz-Josef stiens | anja stockhausen | larissa stockmann | heinz stratmann | Brigitte striewe | Brigitta struck | 
Özlem sungur | Frank szebrat | gerhard taake | anna Christine tegethoff | Peter teschner | Fred thiele | herr thiesmann | 
Werner thor | hans-Jürgen tichi | georg timmermann | gabriele tobey | oliver topp | ralph trapp | anke troja | margarita 
uebermuth | Friedhelm unterhalt | Jürgen urban | heike Vahle | angelika van acken | gérard van Beek | Jasmin Vandieken | 
Werner Viertel | Petra Virnich | Johannes Vogel | uta Vogler | Pia Vollert | Carsten Volmert | ute von glahn | Franz Voß | helga 
Voß | andreas Voß | Josef Voß | markus Walter | inga Walter | siegbert Wanzek | günter Warkus | ulrich Warlo | hubert Warok 
| Beate Wasserkort | kornelia Wegener | ulrich Wegener | Dominik Welslau | Claudia Wengenmaier | Bernhild Werny | Jennifer 
Weskamp | martina Wessels | Beate Westhoff | rudolf Wiebusch | michael Wiemers | anne Wildoer | Ferdinand Wilks | stephan 
Wink | sergej Wins | Barbara Wischnewski | michael Wittig | Franz-Josef Witting | andrea Wnendt | Werner Woeste | robert 
Wood | iris Wulf | klaus Wullenweber | rainer Zahl | Wilhelm Zenses 

Wie kÖnnen Wir Den gesell-
schaFtlIchen Zusammenhalt 
in DeutsChlanD FÖrDern?

mit dieser Frage haben sich die teilnehmerinnen und teilnehmer des BürgerForums 
Paderborn beschäftigt. auf Veranstaltungen und in einer mehrwöchigen online-Diskussion 
haben sie Vorschläge für Politik und gesellschaft erarbeitet. Die ergebnisse ihrer 
Diskussion finden sie auf den folgenden seiten. teilnehmerinnen und teilnehmer des 
BürgerForums im kreis Paderborn sind:

eIn danKeschÖn
Vor und hinter den kulissen haben viele menschen tatkräftig an der umsetzung des BürgerForums mitgewirkt: 
Dr. Claudia Beverungen vom kreis Paderborn hat mit ihrem team die Veranstaltungen organisiert. mit großem 
engagement setzten sie das BürgerForum 2011 zusätzlich zu ihren sonstigen tätigkeiten vor ort um. ohne ihren 
einsatz wäre das BürgerForum Paderborn nicht möglich gewesen. ilja rep moderierte die Veranstaltungen. 
siegfried hehemann, nina keim, holger kleine-eickhoff und martin Weidemann moderierten in ehrenamtlicher 
tätigkeit die online-Diskussion. ihnen und allen zahlreichen helfern, die hier nicht namentlich erwähnt sind, gilt 
besonderer Dank.
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BegrünDung

Die Wirtschaftsberater bzw. lobbyisten 
nehmen starken einfluss auf Politiker. 
sie nutzen die unwissenheit der Politi-
ker aus, die aus den verschiedensten 
Berufen kommend dieses amt ange-
nommen haben. Die Wechsel der Poli-
tiker aus der Politik in die Wirtschaft 
sind umstritten. Wenn ein Politiker ohne 
Wartezeit einen Posten in der Wirt-
schaft annimmt, bestehen in der regel 
interessenkonflikte. lobbyismus könnte 
somit vorprogrammiert sein. 

Verflechtungen gibt es aber auch in 
anderen gesellschaftlichen gruppen 
wie gewerkschaften, Berufsgruppen, 
medien und deren organisationen, 
sportverbänden, karitativen und ähn-
lichen einrichtung sowie der kirche. 
Wenn deren aktivitäten dem gemein-
wohl der gesellschaft und nicht nur 
dem gruppenspezifischen eigenwohl 
dienlich sind, so setzt dies gerechtes 
und soziales Verhalten und handeln 
voraus. Das Verständnis für und das 
Wissen um gruppenspezifische arbei-

ten und Vorgehensweisen muss be-
wusst gemacht werden. Fairness und 
verantwortungsvolle eigeninitiative müs-
sen eingefordert werden.

VorsChlag im Detail

Die entscheidungsträger in Politik und 
Wirtschaft sollen verpflichtet werden 
sich bei ihrer arbeit der auswirkun-
gen auf das gemeinwohl bewusst zu 
sein. Bundespräsident, Bundeskanzler 
und Bundesminister leisten nach art. 
56, 64 unseres grundgesetzes den 
eid: „ich schwöre, dass ich meine kraft 
dem Wohle des deutschen Volkes 
widmen, ...“. 

Diese Verpflichtung gilt zunächst für 
den politischen amtsträger. sie sollte 
jedoch auch über diese Zeit hinaus, 
nach Beendigung der amtstätigkeit, für 
alle abgeordneten und relevanten ent-
scheidungsträger in allen politischen 
gremien des Bundes, der länder und 
gemeinden, für alle wichtigen entschei-
dungsträger in Wirtschaft und gesell-
schaft gelten. 

es sollte eine sperrfrist für Politiker, die 
in die Wirtschaft wechseln, geben. 
ebenso sollten nebentätigkeiten von 
Politikern nicht gestattet sein. Der Politi-
ker ist ausschließlich seinen Wählern 
und seinem gewissen verpflichtet. Da-
für müssten Politiker allerdings dann 
auch, wie gute manager, bezahlt wer-
den, wenn die leistung stimmt. 

eine entflechtung ist dringend er-
forderlich. richtig ist, dass Wirtschaft 
und Politik, aber auch die Bürger zu-
sammengehören. mitbestimmung, das 
heißt: Der mündige Bürger küm-
mert sich, indem er zum Beispiel zur 
Wahl geht – auch zur sozialwahl bis 
zum 01.06.2011 –, um einfluss zu 
nehmen.

eine offenlegungspflicht, bezogen 
auf nebenämter der Politiker, ist ein 
muss. Die gehaltshöhe darf eine nor-
male tätigkeit in vergleichbaren Be-
rufen nicht überschreiten. Die Wirt-
schaft, wie auch der sport und andere 
akteure, müssen höchstgrenzen eines 
gehaltes festlegen, denn es steht in kei-
nem Verhältnis, wenn einer 5.000 euro 

pro tag, ein anderer mit einem niedrig-
lohn nur 50 euro pro tag bekommt. Die 
Frage, was gerecht ist und welche leis-
tung welchen Wert hat, bleibt. keiner 
soll kostenlos arbeiten! 

offensichtlich ist das in gewissen 
kreisen dennoch üblich, da der Blick für 
das normale verloren gegangen ist. 

Pro unD Contra

Die Forderung der abschaffung des 
lobbyismus, um interessenkonflikte zu 
reduzieren, liegt nahe. real lässt sich 
eine Verknüpfung aber nicht aufheben, 
da sie ein wesentlicher Bestandteil un-
serer gesellschaft sind. 

es muss beim kleinsten gesellschaft-
lichen glied, den kindern, angefangen 
werden, sozial und gerecht zu handeln. 
Zudem gibt es auch unternehmer und 
Politiker, die richtig handeln und einen 
Beitrag zum gesellschaftlichen Wohl-
befinden leisten. Die einführung eines 
solidaritäts- und gerechtigkeitsbeauf-
tragen, der für die Belange der Wähler 
eintritt und abwägt, was gerecht und 

wirtschaftlich vertretbar ist, wäre denk-
bar. Viele Bürger bringen sich bereits 
als ehrenamtliche ohne finanziellen 
ausgleich in vielen Bereichen ein. eine 
kostenfreie Beratung ist nicht möglich 
und auch nicht richtig, sie muss aber mit 
unserem gesellschaftssystem konform 
sein. es dürfen nicht zu viele Bera-
tungsstellen in den unterschiedlichsten 
arbeitsfeldern von ein- und derselben 
Person ausgeübt werden. 

umsetZung

Die regierung muss ein festes regel-
werk erstellen, das sperrfristen für Poli-
tiker beim Wechsel in die Wirtschaft 
beinhaltet sowie nebentätigkeiten ein-
grenzt bzw. untersagt. Der einfluss der 
Wirtschaft auf die Politik muss durch 
neutrale gremien mit offenlegung und 
transparenz eingegrenzt werden. 

im gremium sind menschen tätig, 
die die Verknüpfungen des systems 
kennen; vergleichbar mit einem ehren-
amtlichen richter, der mit gesundem 
menschenverstand eine entscheidung 

trifft. solidarität und gerechtigkeit sind 
die hauptaufgaben der Demokratie – 
also auch die eines jeden Bürgers!

BürgerRedakteur Reinhard Seifert

Das Ziel ist, solidarisches handeln zu fördern und zu fordern. 
gesellschaftliches engagement stärkt das selbstbewusstsein der 
menschen und fördert das öffentliche leben durch ein Wir-gefühl. 
es ist grundlage für gerechtigkeit, soziale sicherheit und Demo-
kratie. auch sind alle generationen für die anderen generationen 
verantwortlich. Dabei steht man vor dem Problem, dass man 
menschen dazu bringen muss, solidarisch zu handeln, und dass 
sich jeder nach seinen möglichkeiten einbringen können muss.
BürgerRedakteure Sebastian Schrage, Reinhard Seifert

Vorschlag

VerFleChtungen ZWisChen Politik 
unD WirtsChaFt auFlÖsen

solidarität und gerechtigkeit

ausserdem 
In der dIsKussIon
Weitere Vorschläge, über die on-
line in den ersten beiden Wochen 
in dem ausschuss diskutiert 
wurde, haben die überschriften: 
„Bewusstsein für solidarität 
wecken“, „ehrenamt fördern 
und freiwilliges soziales Jahr 
fordern“, sowie „soziale 
kompetenz vermitteln“.

Vorschlag ausschuss solIdarItÄt und gerechtIgKeIt

Berater, die in ausschüsse berufen werden und gleichzeitig bei Firmen im gehalt 
stehen, nehmen sehr großen politischen einfluss. klare trennlinien zwischen 
Politik und Wirtschaft sind aber wichtig. Die Zusammenarbeit aller muss öffentlich 
sein, um ein gerechtes und solidarisches handeln zu garantieren.
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Vorschlag ausschuss demoKratIe und beteIlIgung

Demokratie und Beteiligung

BegrünDung

Die einbeziehung der Bürgerinnen 
und Bürger in die Diskussions- und 
entscheidungsprozesse vor politischen 
entscheidungen setzt eine verpflichten-
de information und ergebnisberück-
sichtigung voraus. 

Damit kann dem Desinteresse an 
politischer mitwirkung begegnet wer-
den. es fördert die auseinandersetzung 
und die identifikation mit den zu lösen-
den Problemen in der gesellschaft. Die 
Bürgerinnen und Bürger werden nicht 
„übergangen“, sondern ihre meinungen 
gehen mit in den entscheidungsprozess 
ein. 

Die Vielfalt der meinungen, das Wis-
sen und die erfahrungen der Bürger 
führen auch zu einer Verbesserung der 
Qualität der anstehenden entscheidun-
gen. Dies stärkt das demokratische 
Bewusstsein der Bürgerinnen und Bür-
ger und fördert die mitverantwortung 
bei der lösung gesellschaftlicher Prob-
leme. Die kluft zwischen Politik und 
Bürgern verringert sich. 

VorsChlag im Detail

Diese aufgaben soll ein sogenannter 
Bürgerbeauftragter dauerhaft überneh-
men, der dafür geeignet ist und der sie 
überparteilich und parteienunabhängig 
wahrnimmt. er wird von den Bürgern 
gewählt oder von den Parlamenten 
ernannt. er oder sie soll politisch und 
finanziell unabhängig sein und deswe-
gen aus öffentlichen mitteln finanziert 
werden. Diese einrichtung ist in den 
ablauf der politischen informations- und 
entscheidungsprozesse einzubinden.

Dies soll verpflichtend über gesetz-
liche und/oder satzungsmäßige rege-
lungen auf der ebene der kommunen, 
der länder und des Bundes geschehen. 
Die einrichtung einer internet-Plattform 
soll den Bürgerbeauftragten unterstüt-
zen, um eine optimale information und 
Diskussion anstehender themen sowie 
rechtzeitig eine abschließende ab-
stimmung darüber zu gewährleisten. 
Weitere (herkömmliche) möglichkeiten 
der informationsgewinnung und -verar-
beitung sind zu berücksichtigen.

Zu den aufgaben des Bürgerbeauftrag-
ten gehört die rechtzeitige auswahl von 
themen, die den Bürger interessieren. 
über die vom Bürgerbeauftragten aus-
gewählten themen kann vor einer Dis-
kussion mehrheitlich für oder gegen 
eine weitere Behandlung des themas 
abgestimmt werden (z. B. per internet 
und anderen hilfsmittel).

außerdem liegt in seiner Zuständig-
keit die organisation der themenbezo-
genen Forendiskussionen, der abstim-
mung per internet und/oder anderen 
Verfahren der stimmabgabe sowie die 
mediatoren-Funktion bei unterschied
lichen auffassungen.

er fasst Diskussionsergebnisse zu-
sammen und übernimmt die Veröffent-
lichung der ergebnisse und Weiter-
leitung an die zuständigen politischen 
gremien vor einer abstimmung da-
rüber.

Die praktische Funktion eines Bür-
gerbeauftragten soll mit Pilotprojekten 
erprobt werden, z. B. in einer kommu-
ne. unter Berücksichtigung der gesam-
melten erfahrungen sind dann die 

rechtlichen Voraussetzungen für die 
einrichtungen und die Funktionen im 
Detail zu schaffen. 

Pro unD Contra

Pro: Der Vorschlag erreicht auch 
die Bürgerinnen und Bürger, die der 
„Parteiendemokratie“ inzwischen miss-
trauisch gegenüberstehen. sie können 
ihre parteienunabhängige meinung so-
wie ihre erfahrungen und ihr Wissen in 
die anstehenden politischen entschei-
dungen mit einbringen. Der Vorschlag 
ergänzt, ersetzt aber nicht die vor-
handene struktur politischer entschei-
dungen. Die grundlage für entschei-
dungen wird erweitert und verbessert. 
sie führt zu einer stärkeren identifikati-
on mit gesellschaftlichen Problemen 
und deren lösung. Demokratie erfor-
dert aktive mitarbeit der Bürgerinnen 
und Bürger.

Contra: Die umsetzung des Vor-
schlags erfordert finanzielle mittel und 
verlangsamt möglicherweise die ent-
scheidungsprozesse. 

umsetZung

Die umsetzung dieses Vorschlags ver-
langt von der legislative entsprechende 
entscheidungen, um den Bürgerbeauf-
tragten in die gesetzlichen oder sat-
zungsmäßigen regelungen einzubin-
den. es sollte vorher geklärt werden, 
welche eignungen der Bürgerbeauftrag-
te für diese aufgabe mitbringen muss 
und welche themen von ihm ausgewählt 
werden sollen und dürfen. eine klare 
aufgabenbeschreibung ist daher früh-
zeitig erforderlich. Viele entscheidungen 
beruhen auf vorhandenen gesetzlichen 
regelungen und kommen für die erwei-
terung der Diskussions- und entschei-
dungsbasis durch einen Bürgerbeauf-
tragten nicht in Frage.

es ist zu überlegen, ob der Bürger-
beauftragte direkt von den Bürgern oder 
vom Parlament gewählt werden soll. eine 
Direktwahl durch die wahlberechtigten 
Bürger erfordert zusätzlich einen nicht 
unerheblichen finanziellen aufwand.

BürgerRedakteur Günter Lobin

enttäuschung und unverständnis über politische 
entscheidungen sowie zunehmender einfluss von lobbyisten 
lässt die Wahlbeteiligung sinken. anhaltende regelungswut, 
lange Planungsphasen sowie fehlende transparenz verstärken 
das misstrauen in die Politik. Die Funktion der Parteien als 
Bindeglied zwischen Bürgern und politischen entscheidungs-
trägern ist nicht mehr vorhanden. Deshalb sind dringend 
maßnahmen erforderlich, um wieder Vertrauen in die Politik 
und Demokratie zurückzugewinnen
BürgerRedakteure Regina Brucksch, Günter Lobin

Vorschlag

VerPFliChtenDe FrühZeitige inFormation + 
einBeZiehung Der Bürger in entsCheiDungen

ausserdem 
In der dIsKussIon

Weitere Vorschläge, über die 
online in den ersten beiden 
Wochen in dem ausschuss 
diskutiert wurde, haben die 
überschriften: „erweiterung des 
Bürgerbüros um eine e-Plattform“,
„Projektbezogene Bürgeraus-
schüsse“, sowie „umdenken der 
Politik auf allen ebenen.

Die Bürgerinnen und Bürger sind vor politischen entscheidungen 
in den Diskussions- und entscheidungsprozess verpflichtend einzubinden. 
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Vorschlag ausschuss FamIlIÄre lebensFormen

Familiäre lebensformen

BegrünDung

Die heutige entwicklung geht immer 
mehr weg von der Familie und der 
großfamilie. Die lebensform Familie 
ist dabei als klassische kernfamilie zu 
verstehen, einschließlich erwachsener 
kinder, die mit ihren eltern zusammen-
leben. man mag diese gesellschaftliche 
entwicklung bedauern – akzeptieren 
muss man, dass dringend adäquate 
antworten auf die entwicklung gefun-
den oder verbessert werden müssen.

Flexible arbeitszeiten und Betreu-
ungsmöglichkeiten sind unverzichtbar, 
sowohl für die Betreuung von kindern 
und älteren menschen als auch von 
behinderten Familienangehörigen. Die 
hergebrachte (haus-)Frauenrolle hat 
sich heute überholt. Frauen sind viel 
besser ausgebildet als früher und stre-
ben berechtigt ein erfülltes Berufsleben 
an. Dies gilt es auch aus volkswirt-
schaftlichen erwägungen zu ermög-
lichen. Ziel muss es sein, alle freiwillig 
getroffenen entscheidungen bezüglich 
Familie und Betreuung im rahmen ei-

ner flexiblen gestaltung der arbeit und 
Betreuung zu organisieren. 

VorsChlag im Detail

Zwei Bereiche sind zu unterscheiden: 
zum einen die Flexibilisierung der 
arbeitszeiten, zum anderen flexible 
Betreuungsmöglichkeiten. möglichkei-
ten der Flexibilisierung von arbeits-
zeiten sind fast unbegrenzt gegeben: 
beispielweise teilzeitbeschäftigung für 
männer und Frauen oder alle indivi-
duellen, auf die jeweilige arbeitssitu-
ation abgestimmten arbeitszeitrege-
lungen. 

um die entscheidung für kinder zu 
unterstützen, sind allgemeine modelle 
sowie eine individuelle unterstützung 
beim Wiedereinstieg in den Beruf nötig. 
Die situation alleinerziehender muss 
besondere Berücksichtigung finden. 
Damit einhergehend sind flexible Be-
treuungsmöglichkeiten zu organisieren, 
z. B. durch ergänzende und flächende-
ckende ausweitung von Familienarbeit 
oder auch durch Familienbetreuer/-in-

nen, die eventuell auch innerfamiliär zu 
rekrutieren sind. eine ausweitung in-
dividueller hilfe und Betreuung bei 
schwangerschaft und ausreichend zei-
tiger nachsorge, z. B. durch freie und 
spezialisierte hebammen, wäre nötig; 
ebenso der ausbau von kindertages-
betreuungsmöglichkeiten (tagesstätten, 
kindergärten, tagesmüttern/-väter, 
ganztagsschulen). 

Die Betreuungsstrukturen müssen 
zwingend mit den verschieden akteu-
ren (z. B. den trägern solcher einrich-
tungen) abgestimmt werden. Wegen 
des Wachstums dieser gruppe muss 
besonders an alleinerziehende gedacht 
werden sowie an einen verstärkten 
ausbau von Betreuungsmöglichkeiten 
für ältere menschen und Behinderte. 
Die hier aufgezeigten „technischen“ 
möglichkeiten können nur durch ge-
meinschaftliche anstrengungen er-
reicht werden – bei wechselseitiger 
achtung persönlicher Belange der 
akteure. unter der großen überschrift 
„Familiäre lebensformen“ sollte die 
Familie sowie die sicherung des Zu-

sammenlebens und -wirkens ein we-
sentlicher aspekt des jeweiligen han-
delns sein. 

Pro unD Contra

Der Vorschlag, flexible arbeitszeiten 
auszudehnen und besser zu gestalten, 
soll sich auf beide elternteile beziehen. 
haus- und Familienarbeit sollen etwa 
gleich verteilt werden. Dem stehen je-
doch erhebliche Bedenken bezüglich 
des tief verankerten rollendenkens 
entgegen. Väter sind mehrheitlich nicht 
bereit, ihre arbeitszeit zu reduzieren. 
haus- und Familienarbeit gehört auch 
nicht zur hergebrachten Vaterrolle. 
trotz inzwischen erkennbarer positiver 
entwicklung, z. B. bei der elternzeit, 
wird eine gesellschaftliche anerken-
nung noch lange dauern. generelle Zu-
wendungen, wie das angekündigte Be-
treuungsgeld, werden schon heute als 
„herdprämie“ disqualifiziert. 

Positiv ist, dass vor dem hintergrund 
von milliardenbeträgen, die jährlich aus 
steuergeldern in investitionen und Be-

triebskosten von Betreuungseinrichtun-
gen fließen, hier in effizienz investiert 
werden kann. auch können passende 
arbeitszeiten und damit mehr Zufrie-
denheit die Produktivität jedes einzel-
nen steigern. 

umsetZung

Die demografische entwicklung und 
besonders die arbeitsmarktbezogene 
situation bieten derzeit eine hervorra-
gende grundlage, Änderungen einzu-
fordern. Familienfreundlichkeit ist ein 
Wettbewerbsfaktor geworden. Die ar-
beitnehmervertretungen sind hierzu ge-
fordert. aus dem politischen Bereich 
können wichtige anstöße gegeben wer-
den. rechtliche regelungen stehen 
kaum im Wege oder sind ausreichend 
vorhanden. in die Betreuungsbereiche, 
insbesondere für kinder, fließen jährlich 
bundesweit hohe milliardenbeträge aus 
steuermitteln. hier ist anzusetzen: Ver-
lässliche, sinnvoll differenzierte Pla-
nungen müssen auf örtlicher ebene mit 
allen dort tätigen trägern solcher ein-

richtungen erstellt werden. einheitliche 
Qualitätsstandards sind einzufordern. 
Für ausreichend fachlich gut geschultes 
Personal ist zu sorgen. und ganz be-
sonders: Betreuung muss endlich als 
Dienstleistung begriffen werden, nicht 
als „Darbietung sozialer leistungen“, 
was besonders auch die örtlich zu-
ständigen Jugendämter betrifft.

BürgerRedakteur Jörn Schreyer

Der Familie kommt eine zentrale Bedeutung in unserer gesell-
schaft zu. immer notwendiger wird die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf, um dieser Bedeutung der Familie noch gerecht zu 
werden. ausreichende möglichkeiten zur Betreuung von kindern, 
Älteren und Behinderten fehlen. Familien sind zu großen teilen 
finanziell überlastet. Verbesserungen dieser situation sind 
erforderlich. Die niedrigen geburtenraten sind bedauerlich. 
Die derzeitigen gesellschaftlichen rahmenbedingungen wirken 
belastend.
BürgerRedakteure Jörn Schreyer, Brigitte Striewe

Vorschlag

FleXiBle arBeitsZeiten 
unD BetreuungsmÖgliChkeiten

ausserdem 
In der dIsKussIon

Weitere Vorschläge, über die 
online in den ersten beiden 
Wochen in dem ausschuss 
diskutiert wurde, haben die 
überschriften: „Förderung von 
Wohnprojekten“, „Familien-/
Betreuungs-/erziehungsarbeit 
vergüten“, sowie „gute, familien-
freundliche rahmenbedingungen 
schaffen“.

Die gesellschaftliche entwicklung erfordert es, eine Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf zu erreichen. ein wichtiger aspekt ist dabei die gestaltung flexibler arbeitszeiten 
und Betreuungsmöglichkeiten – sowohl für die Betreuung von kindern und älteren 
menschen als auch von behinderten menschen.   
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Vorschlag ausschuss IntegratIon

integration

BegrünDung

Die deutsche sprache ist die schlüssel-
kompetenz zur integration. sicherer um-
gang mit der deutschen sprache – in Wort 
und schrift – schafft die Voraussetzung zu 
einem erfolgreichen Bildungsabschluss. 
Daraus ergeben sich deutlich bessere 
möglichkeiten in der Berufsausbildung 
und ein Zugang zu höher qualifizierten, 
anspruchsvolleren arbeitsverhältnissen.

Der künftige grundstein zu einer bes-
seren, sprachlichen Förderung bildet die 
kindergartenpflicht für alle kinder, wo-
durch sich auch ein besserer Zugang für 
mütter zu niedrigschwelligen angeboten 
ergibt. gemeinsam mit der einführung ei-
ner sprachquote, also einer möglichst 
ausgewogenen Verteilung der kinder aus 
den verschiedenen kulturkreisen, soll 
eine ghettoisierung verhindert, aber auch 
ein solidarisches gemeinschaftsgefühl 
vermittelt werden. 

Die schaffung von klaren Zuwan-
derungsregeln wird empfohlen, um si-
cherzustellen, dass künftig nur noch 
integrationswillige migranten zu uns 

kommen, die bereit sind, sich in unser 
land einzubringen. 

VorsChlag im Detail

analog zur bestehenden schulpflicht wird 
die kindergartenpflicht – insbesondere 
für kinder aus migrationsfamilien – einge-
führt. Dadurch wird sichergestellt, dass 
die kinder den bestmöglichen Zugang 
zur deutschen sprache erlangen und 
möglichst früh kontakt zu kindern aus 
anderen kulturkreisen bekommen.

mit der einführung einer sprachquote 
für alle Bildungsstätten soll erreicht wer-
den, dass sich jeweils möglichst wenig 
kinder aus migrationsfamilien in den je-
weiligen gruppen und klassen befinden, 
um das risiko einer abgrenzung in den 
eigenen kulturkreis möglichst gering zu 
halten. Dadurch wird die Bereitschaft zum 
erlernen der deutschen sprache geför-
dert und zudem das gemeinschaftsge-
fühl gestärkt. 

Durch die kindergartenpflicht wird zu-
sätzlich erreicht, dass vor allem die müt-
ter aus migrationsfamilien leichteren Zu-

gang zu niedrigschwelligen angeboten 
erhalten, bei denen ihre sprachlichen 
Fähigkeiten verbessert werden. hier sind 
neben sprachkursen auch andere grup-
pen in den Familienzentren gemeint, bei-
spielsweise krabbelgruppen, rücken-
schule, Weihnachtsbäckerei, kennenler-
nen anderer kulturen etc. sollte es not-
wendig sein, sind für die Durchsetzung 
der kindergartenpflicht und der verpflich-
tenden sprachkurse sanktionsmaßnah-
men auch über eventuell bezogene 
transferleistungen vorzusehen.

Ferner sollen alle integrationsmög-
lichkeiten besser an die migrationsfami-
lien herangetragen und auch dezentral 
präsentiert werden, beispielsweise über 
die kindergärten (Familienzentren) und 
schulen sowie durch stärkere einbindung 
von „migrationstreffpunkten“ wie ortho-
doxen kirchen oder moscheen. mittler 
zwischen den kulturen sind für diese auf-
gabe unbedingt notwendig!

Zusätzlich soll das Problem nicht in-
tegrationswilliger Zuwanderer dadurch 
minimiert werden, dass es künftig klare 
regeln für die Zuwanderung gibt. hier ist 

insbesondere der Wille zur integration 
zwingend notwendig. Dazu gehört der er-
werb von Deutschkenntnissen möglichst 
vor der einreise. Das asylrecht bleibt da-
von unberührt. 

Pro unD Contra

aufgrund der sprachquote ist es notwen-
dig, dass einzelne kinder nicht auf die 
schule in der direkten nachbarschaft ge-
hen, sondern einen weiteren schulweg in 
kauf nehmen müssen. Das betrifft in ge-
ringem maße deutsche kinder, in deutlich 
größerem maße die kinder aus migrati-
onsfamilien; gerade dann, wenn sich be-
reits eine art „ghetto“ entwickelt hat. Da 
aber die Vorteile einer solchen Verteilung 
deutlich höher einzustufen sind, ist dieser 
nachteil vertretbar; vor allem dann, wenn 
die dadurch entstehenden Fahrtkosten 
von stadt, land und Bund übernommen 
werden, also wenn die maßnahme nicht 
mit einem finanziellen nachteil verknüpft 
ist und der schulweg weiterhin so kurz 
wie möglich gehalten wird. Der wichtigste 
Vorteil ist, dass eine ausgrenzung der mi-

grantenkinder vermindert wird und der 
anreiz und der Wille zum erlernen der 
deutschen sprache erhöht wird. Durch 
die besseren sprachkenntnisse wird es 
leichter für die kinder, einen schulab-
schluss zu erlangen und höher qualifizierte 
ausbildungen zu beginnen. 

umsetZung

generell muss der staat aktiv werden, 
um eine einheitliche, bundesweite kin-
dergartenpflicht durchzusetzen. in der 
anstehenden Bildungsreform (bundes-
einheitliche lehrpläne) müssen ausrei-
chend schnittpunkte gefunden werden, 
um die sprachquote zu ermöglichen. es 
soll verhindert werden, dass ein kind auf-
grund der sprachquote eine bestimmte 
schulform nicht besuchen kann. Ferner 
ist es notwendig, dass sich Bund, länder 
und städte darüber einig werden, wie die 
kostenfreien sprachkurse, die aus- und 
Fortbildung der erzieher und lehrer so-
wie die durch die sprachquote entstehen-
den Fahrtkosten finanziert werden kön-
nen. aktiv werden müssen außerdem die 

migrationsverbände, um einen besseren 
Zugang zu niedrigschwelligen angeboten 
gemeinsam mit der stadt und den ent-
sprechenden Bildungsstätten zu koordi-
nieren und präsentieren. Vor allem hier ist 
ein stärkeres engagement seitens der mi-
granten selbst gefordert, ihren Beitrag zur 
Förderung der integration zu leisten, 
ohne dass dabei die ausübung der eige-
nen kulturpflege beschnitten wird.

BürgerRedakteur Ingo Niggemeier

Die Basis für integration ist die schlüsselkompetenz 
„sprache“. sprache ermöglicht kenntnisnahme und 
Verständnis von regeln, normen, gesetzen, rechten und 
Pflichten. sprache schafft auch gemeinsamkeiten, sie ist 
grundlage des kulturellen austausches. sprache kann 
Barrieren abbauen und ist Voraussetzung für gesellschaftliche 
teilhabe. Darum besteht die herausforderung darin, sprache 
auf allen ebenen zu fördern und gegenseitige offenheit und 
engagement von allen menschen einzufordern.
BürgerRedakteure Ilse Brücke, Ingo Niggemeier

Vorschlag

FÖrDern unD ForDern: sPraChQuote, kinDer-
gartenPFliCht, ZuWanDerungsregelungen

ausserdem 
In der dIsKussIon

Weitere Vorschläge, über die online 
in den ersten beiden Wochen in 
dem ausschuss diskutiert wurde, 
haben die überschriften: „sprach-
quote für Bildungseinrichtungen“, 
„gemeinsame, niedrigschwellige 
kulturelle lebensfelder finden“, 
sowie „schlüsselkompetenz 
sprache fördern“.

Die einführung einer kindergartenpflicht und einer „sprachquote“ in Bildungsstätten 
sowie kostenfreie Pflicht-sprachkurse sollen die integration über die gemeinsame 
sprache verbessern. Der Zugang zu niedrigschwelligen angeboten soll verbessert 
und Zuwanderung geregelt werden. 
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Vorschlag ausschuss bIldung

Bildung

BegrünDung

Der Wohlstand einer gesellschaft 
definiert sich über die Fähigkeit, in einer 
globalisierten Welt mittels eigener Wert-
schöpfung das einkommen ihrer Bürger 
zu sichern. 

Dies setzt bereits heute, jedoch mehr 
noch in der Zukunft voraus, dass die 
menschen über die intellektuellen, krea-
tiven und sozialen Fähigkeiten verfügen, 
innovation voranzutreiben, was letztend-
lich arbeitsplätze schafft und diese lang-
fristig sichert. mehr noch, menschen 
müssen in der lage sein, sich durch ein 
lebenslanges lernen auf die in immer 
kürzeren Zeitabständen entstehenden 
technologischen und gesellschaftlichen 
Veränderungen einzustellen.

Vor diesem hintergrund bedarf es ei-
ner grundlegenden reform unseres Bil-
dungssystems, das bei gleichmäßiger 
und gerechter Verteilung der mittel auf 
zeitgemäßen lerninhalten und modernen 
lernmethoden aufsetzt und insbesonde-
re für bundesweit einheitliche Prüfungs-
anforderungen und abschlüsse sorgt. 

VorsChlag im Detail

mit einer bundeshoheitlichen Bildungs-
verantwortung für bereitgestellte schul-
formen, deren lerninhalte und die für Bil-
dung erforderlichen finanziellen mittel soll 
erreicht werden, dass kinder und Ju-
gendliche aller sozialen schichten und 
regionalen lebensräume gleiche Chan-
cen auf Bildung erhalten und ihre intellek-
tuellen, kreativen und sozialen sowie 
emotionalen Fähigkeiten erkannt und in-
dividuell gefördert werden. insbesondere 
aber sollen einheitliche Prüfungen und 
schulabschlüsse einen bundesweit ver-
gleichbaren Bildungsstand sicherstellen.

Pro schulform sollen zeitgemäße 
lerninhalte als definierter rahmen bun-
desweit vorgegeben werden, die jedoch 
innerhalb definierter grenzen schulen 
und lehrern Freiraum gestatten, um auf 
individuelle Bedürfnisse einzelner einge-
hen zu können. auch soll schulen und 
lehrern die möglichkeit zur Wahrung von 
Brauchtum, kulturellen und regionalen 
gegebenheiten eingeräumt werden. 
lerninhalte sollen hinsichtlich ihrer Zu-

kunftsrelevanz überprüft und aktualisiert 
werden. Zeitgerechte lernmittel und 
lernmethoden sollen bei den schülern 
das lerninteresse fördern. moderne, it- 
und internetgestützte lernmittel erwei-
tern das spektrum und erlauben neue 
Wege der Wissensvermittlung. sie för-
dern die lust zum lernen und bereiten 
zudem die schüler auf die Zukunft vor. 

Die erst- und Fortbildung von lehrern 
soll bundeseinheitlich geregelt sein und 
neben der Vermittlung pädagogischer 
und fachlicher inhalte auch die soziologi-
sche Befähigung der lehrer fördern. Der 
lehrerfortbildung muss zukünftig ein 
noch höherer stellenwert eingeräumt 
werden, um ein lehren auf der höhe der 
Zeit zu ermöglichen. 

Prüfungen und schulabschlüsse sol-
len als bundeseinheitliche standards frei 
von landesspezifischen unterschieden 
und im internationalen Vergleich führend 
sein. Das schulsystem muss zulassen, 
dass ein (umzugsbedingter) schulwech-
sel von schülern wie lehrern angesichts 
vereinheitlichter lehrpläne problemlos 
möglich ist.

 Pro unD Contra

Die reform unseres heutigen Bildungs-
systems wird von vielfältigen interes-
senlagen beeinflusst. mit Blick auf die 
Pisa-studie der oeCD sind erfahrun-
gen aus erfolgreichen schulsystemen 
anderer länder zu berücksichtigen 
(z. B. Finnland).

mit Bildungspolitik steht vorrangig 
die schulische Bildung im Vordergrund. 
Chancengleichheit beginnt jedoch be-
reits mit der Bereitstellung einer aus-
reichenden anzahl von kindergarten-
plätzen. Dies muss ebenso wie die 
schulische Vorbereitung aller kinder-
gartenkinder fester Bestandteil einer 
bundesweiten Bildungspolitik sein. 

ebenso muss der erwachsenen-
bildung in Zukunft wesentlich höhere 
Bedeutung beigemessen werden. am 
Beispiel des internets teilt sich unsere 
gesellschaft bereits in die gruppe der-
jenigen, die teilnehmen und derjenigen, 
die hierzu keinen Bezug haben.

angesichts der rasanten technologi-
schen entwicklung ist absehbar, dass 

sich diese schere in Zukunft immer 
stärker öffnet, wenn bildungspolitisch 
keine geeigneten maßnahmen ergriffen 
werden. 

umsetZung

Die schaffung eines bundesweit ein-
heitlichen Bildungssystems ist in ihrer 
umsetzung höchst anspruchsvoll und 
muss langfristig angelegt sein. sie darf 
sich weder an den interessenlagen 
heutiger Verantwortlicher noch an 
mehrheitsverhältnissen und legislatur-
perioden orientieren und bedingt für die 
umsetzung einen parteiübergreifenden 
konsens im interesse aller Bürger.

mit umsetzung der genannten eck-
punkte kann das heute dreizügig 
angelegte schulsystem leichter zusam-
mengefasst werden. so können klas-
senverbände zum Vorteil der schüler 
länger bestehen bleiben.

angesichts der weltweit hohen 
innovationsgeschwindigkeit, die alle 
lebensbereiche tangiert, wird die 
Zukunftsfähigkeit Deutschlands im in-

ternationalen Vergleich in hohem maße 
davon abhängen, wie ernsthaft diese 
dringende Bildungsreform vorangetrie-
ben wird. auch wenn viele Bürger um 
den handlungsbedarf wissen, wird der 
erfolg stark davon beeinflusst, wie 
die Bürger eingebunden und über den 
Veränderungsfortschritt informiert 
werden.

BürgerRedakteur Bernd Becker

Der heutige Bildungsföderalismus bedeutet, dass schüler, 
eltern und lehrer in einem bildungspolitischen labyrinth der 
16 Bundesländer gefangen sind, das sich zudem im rhythmus 
von landtagswahlen, wechselnden koalitionen und ungleicher 
mittelverteilung ständig ändert. in der Folge sind lerninhalte und 
Qualifikationen auseinandergedriftet, Chancen ungleich verteilt 
und Fähigkeiten nur unzureichend gefördert. es bedarf dringend 
einer bundesweit zentral koordinierten Bildungspolitik.   
BürgerRedakteure Bernd Becker, Julia Seel

Vorschlag

üBertragung Der BilDungskomPetenZen 
Der lÄnDer an Den BunD

ausserdem 
In der dIsKussIon

Weitere Vorschläge, über die online 
in den ersten beiden Wochen in 
dem ausschuss diskutiert wurde, 
haben die überschriften: „Bessere 
rahmenbedingungen ab dem 
kindergarten – deutschlandweit“,
„einheitliches schulsystem: 
länger gemeinsam lernen“, sowie
„herstellung einer sozialgerechten 
schule“.

um unsere Jugend nach bundesweit einheitlichen maßstäben sozial gerecht und 
chancengleich auf die Zukunft vorzubereiten, muss die schulische Bildung in 
bundeshoheitlicher Verantwortung liegen, nach modernen maßstäben erfolgen 
und bundesweit einheitliche Prüfungsinhalte und abschlüsse sicherstellen.  
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Demografie

Vorschlag ausschuss  demograFIe

BegrünDung

Der demografische Wandel kommt 
ganz sicher und die trends sind alle 
schon bekannt. Die Folgen der durch 
die altersstruktur entstandenen schief-
lage können nicht einseitig abgefedert 
werden, sondern nur durch ein Zu-
sammenwirken von Jung und alt. Wer 
im hohen alter leistungen von der 
jüngeren generation erwartet, muss 
auch selbst in jungen Jahren, im er-
werbsleben und bei vorhandener leis-
tungsfähigkeit auch danach etwas für 
andere tun. Für andere etwas zu leisten 
bedeutet sowohl praktische tätigkeit 
als auch finanzieller ausgleich im 
sozialbereich. 

Die lösungen können nicht vom 
staat alleine erwartet werden, zusätzli-
che private initiativen sind erforderlich. 
Daher müssen für den ausgleich des 
demografischen Faktors neue lösungs-
ansätze für den umbau der sozial-
systeme in Form eines gebens und 
nehmens entwickelt werden, um die 
Werte der gegenseitigkeit und der 

gesellschaftlichen Verantwortung jedes 
einzelnen stärker in den mittelpunkt 
zu stellen. 

VorsChlag im Detail

sozialsysteme werden optimiert durch 
ergänzende regelungen, die zum stan-
dardmodell des umlagefinanzierten 
systems hinzutreten (z. B. vermehrte 
private Vorsorge). neben der grundsi-
cherung durch die umlagefinanzierten 
systeme muss jeder Bürger zusätzlich 
durch private Vorsorge selbst die Ver-
antwortung für sich übernehmen. erzie-
hungs- und Pflegezeiten von angehöri-
gen sowie nicht ehelichen Partnern 
werden angerechnet. 

nach dem jeweiligen schulabschluss 
wird gesetzlich ein verpflichtendes 
soziales Jahr für die männliche und 
weibliche Bevölkerung eingeführt. leis-
tungsfähige ältere mitbürger werden 
nach dem aktiven erwerbsleben in den 
sozialbereich eingebunden (ehrenamt).

Der berufliche und private Wissens-
transfer wird durch neue elemente ver-

bessert und ausgeweitet. Zwischen den 
generationen wird die Wertschätzung 
verbessert. Die Partnerschaft von Jung 
und alt wird durch monitoring verbessert.

Für mehrgenerationenhäuser wer-
den anreize geschaffen, z. B. durch 
steuerliche regelungen, durch verbes-
serte infrastruktur, direkte subventio-
nierung. menschen, die zusammen-
wohnen, können sich gegenseitig helfen 
und haben soziale kontakte. ein gegen-
seitiges geben und nehmen ist die 
beste Voraussetzung, um lange selbst-
ständig zu bleiben. 

Pro unD Contra

Contra: Die Bürger und die jüngere ge-
neration werden mehr belastet. mehr pri-
vate Vorsorge wird erforderlich und führt 
zu geringerem, persönlich verfügbaren 
einkommen. es entstehen kosten für die 
organisation, politische Diskussion und 
kampagnen. 

Pro: Die positiven effekte sind stärker, 
weil eine größere soziale gerechtigkeit 
erreicht wird. 

Die altersarmut wird verringert. Durch 
zusätzliche private Vorsorge kann das 
rentensystem stabilisiert werden. es 
wird normal, dass jeder Jugendliche ein 
soziales Jahr oder ein umweltjahr leis-
ten muss. Die Wartezeiten durch das 
soziale Jahr werden auf die lehrzeit 
oder auf das studium angerechnet so-
wie bei den renten berücksichtigt. Für 
das soziale Jahr werden qualifizierte 
Zeugnisse ausgestellt. 

soziale kompetenz wird gefördert. 
Wir alle übernehmen Verantwortung für 
unser land, unsere Zukunft und das mit-
einander. im alter sind wir froh, wenn je-
mand für uns da ist. kosteneinsparung 
können erreicht werden. Die älteren Bür-
ger können länger selbstständig bleiben. 

umsetZung

Die regierung muss aktiv werden und 
ein soziales Jahr für alle Jugendlichen 
mit schulabschluss verpflichtend ma-
chen. Die zusätzliche private Vorsorge 
muss für alle verpflichtend gemacht 
werden. sie muss so gestaltet sein, dass 

auch Familien mit kindern durch steuer-
liche Begünstigungen die möglichkeit 
erhalten, sich diese leisten zu können. 
so wird es auch möglich sein, private 
Pflichtvorsorgemodelle anzubieten, die 
von ehepaaren gleichberechtigt in an-
spruch genommen werden können. ins-
besondere kinderlose sollten in der 
lage sein, von ihrem einkommen eine 
private Vorsorge zu finanzieren.

Die länder und gemeinden müssen 
aktiv werden und die infrastruktur für 
mehrgenerationenhäuser verbessern. 
ebenso sollen gemeinschaftseinrich-
tungen für mehrere generationen 
geschaffen werden (Bibliothek, ge-
meinschaftsräume, Begegnungsstätten). 
Verbände, Vereine und einrichtungen 
müssten die zarten Pflänzchen eines 
kommunikativen demografischen Wan-
dels begleiten.

BürgerRedakteur Heiko Closhen

Wir müssen generationsübergreifende ideen des gebens 
und nehmens entwickeln! Die generationen in Deutschland 
driften immer weiter auseinander. Die vorhandene infrastruktur 
passt häufig nicht zu den unterschiedlichen anforderungen 
der generationen. Dabei sind die verschiedenen altersgruppen 
aufeinander angewiesen und könnten einander ergänzen 
und helfen.
BürgerRedakteure Christian Bolte, Heiko Closhen

Vorschlag

geBen unD nehmen 
FÖrDern

ausserdem 
In der dIsKussIon

Weitere Vorschläge, über die online 
in den ersten beiden Wochen in 
dem ausschuss diskutiert wurde, 
haben die überschriften: „alle 
generationen nach ihren möglich-
keiten an der arbeit beteiligen“,
„ausgewogenes Verhältnis von 
jungen und älteren arbeitskräften“,
„Chancen für raumordnung und 
infrastruktur nutzen“, „erhöhte 
abgaben für kinderlose“, „Jung 
und alt gemeinsam statt einsam“, 
sowie „mehrgenerationenprojekte“.

Der demografische Wandel kann durch die Förderung verschiedener maßnahmen 
des gebens und nehmens zwischen Jung und alt, zwischen arm und reich, 
zwischen Bund und ländern und durch anreize abgefedert werden. eine umkehr 
des demografischen ungleichgewichts führt zu stabilität statt Wachstumsstreben.  



eine initiative des Bundespräsidenten mit:

stadt und 
landkreis hof

Kreis  
dithmarschen

landkreis rotenburg (Wümme)

landkreis emsland

landkreis ludwigslust

landkreis 
bad doberan

stadt braunschweig landkreis  
teltow-Fläming

stadt halle (saale)

stadt chemnitzWartburgkreis

Werra-meißner-Kreis

Kreis Paderborn
stadt bochum

bundesstadt bonn

stadt Frankfurt am main

stadt mannheim
landkreis 

Kusel

landkreis saarlouis

landkreis göppingen

landkreis 
regensburg

stadt Freiburg (breisgau)
landkreis lindau 
(bodensee)

landkreis altötting

stadt und 
städteregion 
aachen


